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Senatsverwaltung für Inneres und Sport

Herrn Abgeordneten Stefan Ziller (GRÜNE)
über
den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

Antwort
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 18/25 352
vom 16. Oktober 2020
über Dataport Phoenix: Open-Source-Arbeitsplatz auch für Berlin?

-----------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

1. Wie bewertet das Projekt Dataport Phoenix: Open-Source-Arbeitsplatz?

Zu 1.:
Berlin war an dem Projekt nicht beteiligt, da Berlin nicht Trägerland des IT-
Dienstleisters ist, der das Produkt entwickelt hat.
Bei dem Projekt Phoenix wird notwendige Software per Webbrowser genutzt und
muss entsprechend nicht auf dem jeweiligen PC installiert werden. Der Einsatz von
webbasierter Software im Kontext von Fachverfahren ist bereits seit längerem durch
die Vorgaben der IKT-Architektur durch die IKT-Steuerung von SenInnDS vorgege-
ben.
Neu ist der Ansatz, auch verfahrensunabhängige IT darüber zur Verfügung zu stel-
len. Zu berücksichtigen ist hierbei jedoch, dass ohne Internet- respektive Netzverbin-
dung kein Arbeiten mit dem PC möglich ist, wenn lokal keine Software zur Verfügung
steht.

2. Wird Berlin dem Beispiel des IT-Dienstleisters der Nord-Bundesländer folgen und einen BerlinPC
Phoenix, also einen standardisierten Open-Source-Arbeitsplatz für die Berliner Verwaltung anbie-
ten?

Zu 2.:
Der BerlinPC mit Windows 10 als Betriebssystem ist für eine alsbaldige initiale Be-
reitstellung in Pilotbehörden entwickelt worden. Optionen für dessen weitere Ausprä-
gungen werden geprüft und in die strategische Weitereinwicklung eingebracht. Ein
kurzfristiger Schwenk auf Open Source ist technisch kaum möglich und auch im DHH
2020/21 nicht vorgesehen und daher nicht beabsichtigt. Eine Nutzung des in Rede
stehenden Produktes ist ebenfalls nicht ohne Weiteres zu realisieren.
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3. Wie bewertet der Senat die damit verbundene Möglichkeit, bei allen IT-Ausschreibungen - wie
bspw. für die Erneuerung Fachverfahren oder zukünftige Digitalisierungen eine Lauffähigkeit auf
dem standardisierten Open-Source-Arbeitsplatz als Kriterium festzuschreiben?

Zu 3.:
Gemäß Vorgaben der IKT-Steuerung bezüglich der IKT-Architektur des Landes sind
grundsätzlich sowohl Open-Source, freie als auch proprietäre Software für den Ein-
satz zugelassen. Entscheidend für die Festlegungen bei der Auswahl von Kompo-
nenten-Typen und Komponenten ist, ob die geforderten Fähigkeiten im Gesamtzu-
sammenhang erreicht werden können und ob diese die Vorgaben der IKT-Architektur
erfüllen. Bei Gleichberechtigung zweier Lösungen soll die Open Source Lösung be-
vorzugt zum Einsatz kommen.
Für verfahrensabhängige IKT ist eine Entscheidung bei den fachverantwortlichen
Senatsverwaltungen durch den für das jeweilige IT-Fachverfahren Verantwortlichen
zu treffen; dasselbe gilt entsprechend für die Ausschreibung solcher Lösungen. Ge-
mäß Vorgaben der IKT-Strategie sind neue Fachverfahren ohnehin webbasiert zur
Verfügung zu stellen, so dass diese unabhängig von einer Installation auf dem Ar-
beitsplatz genutzt werden können.

4. Welche anderen Anstrengungen unternimmt der Senat, um perspektivisch die volle Kontrolle
über die verarbeiteten Daten sicherzustellen und einer Digitalen Souveränität näher zu kommen?

Zu 4.:
Die IKT-Steuerung bei der SenInnDS aktualisiert zweimal jährlich die IKT-
Architekturstandards. Die Festsetzung erfolgt durch die zuständige Staatssekretärin
für Informations- und Kommunikationstechnik. Ein wesentlicher Aspekt bei allen
Festsetzungen sind die Datensicherheit und der Datenschutz, damit verbunden auch
die Bewahrung der Digitalen Souveränität. Bei der Fortschreibung der IKT-
Architektur werden Impulse z.B. aus dem Bund und aus anderen Ländern regelmä-
ßig bewertet und fließen ggfs. in die Fortschreibung ein. Eine wesentliche Maßnah-
me beinhaltet die Festlegung, dass das ITDZ Berlin als Landesdienstleister für alle
verfahrensunabhängigen Leistungen sichere Systeme betreibt und dass verfahrens-
abhängige Lösungen beim ITDZ Berlin zu betreiben sind.

Berlin, den 4. November 2020

In Vertretung

Torsten Akmann
Senatsverwaltung für Inneres und Sport


